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A n fra g e b c a nt w 2 r' t !6 n S. 

• 12. Dezember 1955 

Auf eine Anfrage der Abg. K a n d u t s c h und Genossen, betreffend 

eine Überbrüokungshilfe an Empfänger von Sozialrenten und Fürsorgeuntertsützungen, 

hat BUndesminister für soziale Verwaltung Mai s e 1 mitgeteilt: 

Ich habe bereits am 22.November· 1955 in einem Sohreiben an den Herrn 
i 

Bundesminister für FinanZen darauf hingewiesen, dass die Verteuerung einer 

Anzahl von lebenswiohtigen ~Varen, .die die Forderung der unselbständig Be~chäfti~en 

auf Za.hlung ·eines Wochenlohnes bzw. von 25 % eines Monatslohnes zur Folge hatte, 

besonders für Empfänger von Renten aus der Sozialversicherung eine sohwere 

finanzielle Belastung be~eute. Ich hätte deswegen nicht nur zahlreiohe Zuschriften 

~~ Organisationen und Einzelpersonen erhalten, sondern es hätten auoh Vertreter 

der Sozialrentner bei mir vorgesprochen und den ~unSCh geäussert, als Abschlags­

zahlung für die letzten Preisste~erungen eine. Viertelmcnatsrente zu erhalten. 

loh habe in meinem Schreiben betont, dass sich niemand, der die finanzielle Lage 

der Rentner kennt und weiss, in welohe bedrä~te Situation sie geraten sind, weil 

eich die Kaufkraft ihrer Rente durch die Erhöhung der Lebenshaltungskosten ver­
ringert hat, ihrem berechtigten Wunsch obne weiteres verschliessen könne, Meine 

Absicht wäre daher, so teilte ich dem Herrn Bundesminister für Finanzen mit, dem 

Min1st~rrat den Entwurf eines Bundesgesetzes vorzulegen, wonach allen Empf~ngern 

von laufenden Renten aus der SOZialversicherung, die 1m Oktober 1955 die l}. Monats~ 
rente (Sonderzahlung) erhalten haben, wegen der Erhöhung der Lebenshaltungskosten 

eine Viertelmonatsrente als einmalige Abschlagszahlung'gewährt werden sollte. Die 

Gesamtbelastung für den Bund wUrde 54,8 Millionen Sohilling betragen. Abschliessend 

er,f1uchte ich den Herrn Bundesminister für F1na.nzen,mil" mitzuteilen, ob ich mit 

seiner Zustimmung zu dem beabsichtigten Gesetzentwurf reohn~n könnte, 

Der Herr Bundesminister für Finanzen hat mir mit Sohreibenvom 29.Novem. 

her 1955 mitgeteilt, dass die angespannte bUdgetäre Lage die Realisierung eines 

solchen Vorhabens nicht erlaube, Die Gewährung einer einmaligen Zahlung an die 

Empfänger von Renten aus der Renten- und Unfallversioherung würde überdies die 

Gewahrung analoger Zahlungen an die Empfänger von Kriegsopfer-, Opferfürsorge­

und Kleinrenten mit sich bringen und hiedureh den den Bund treffenden Mehraufwand 

um ein Weiteres erhöhen. Ferner gab der Herr Bundesminister für F1na.nzen zu 

bedenken, dass sich eine solche Massnahme beispielgebend auch für die 
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Empfänger von Ver$orgungsleistungen aus der allgemeinen Fürsorge auswirken 

müßte und somit eine Menrbelestung derparsorgeverbände zur Folge hätte, .die 

von den meisten Gemeinden nur sohwer getragen werden k6nnte. 
Ieh habe vermu,t11ch Q,en Einwan.i zu erwarten,daß eine Abs,ohlagszahlung 

für Empfäl18er von Renten aus der Sozialversicherung ~cht Tom Bund, sondern 
von den Trägern der Sozialversicherung zu trage!l, wäre. Dazu ~äre zu sagen. 
Die Leistungen aus der Sozialversicherung werden naoh dem VersicherungS~ 
prinzip errechnet. Jede Rent.e, die heute gewährt wird, entspricht den. von 

dem Empfänger dieser ll.ente früller geleisteten Bei trigell. Besonders das All­
gemeine Sozialver$iche~ngsgesetz hat zur Durchaatzung dieses Versicherunga­
prinzipes beigetragen. Wenn daher eine, erhöhte Leist.ung oder eine Sonder-

'leistung gew1ihrt werden 80ll, der keine entsprechende Beitragszahlung· gegen­
überste,ht, bedeutet daS eine ni.aht I zu verantwortende Mehrausgabe für den 
Versicherungsträ.ger;: die das, finanzielle Gleiohgewioht stört. Ein Mehrauf-

, , . 
wand, der zur 'l'rr.gung der Abschlagszahlung dU1-ch ~eh V~rsicberu1'1gströ.gel' not ... 

wendig ist, müßte durch eine Mehreinnahme kompensiert werden. Die Möglichkeit 

aber, eine Mehreinnahme zu erzielen, ist nicht geg~ben. Dazu möchte ~ch er­
wähnen,daß die an d~e BesChäftigten gt-)währte Sonderzahlung von einem Wochen­

lohn bzw. von 25 ;, eines 14onatalohnes in derSozialversioberung beitragsf'rei 
ist und daher von dieser Seite keine Einnahme zu erwarten ist. Es bleibt 

daher kein anderer Weg, als daß auch der Bund - anspreohend den gesetzliChen 
Bestimmungen über 'den Bundesbeitrag - einen Teil des durch die Gewährung einer 

~bscblagszablung entstehenden Mehraufwandes trägt. In Ziffern ausgedrückt, 

wUrden von den insgesamt 04, Millionen 8ohi~ling, die tür die Absohlags zahlu~ 
, 

aufgebracht werden müßten, 54,8 Millionen Schilling den Bund belast~n. 
Aut das Sohreiben vom 29. November 1955 habe ich mioh am 6. Dezember 

1955 neuerdings an den Herrn FinenzmiDister gewendet und zu seiner Ablehnung 
festgestellt, daS sich nach dem Zugestä.ndnis einer Sonderzahlung an die 
ienaionisten kein Rentner das Recht auf die gleiohe Forderung absprechen 
lassen wird, dies umeo weniger, als die Rentenh~he von 500 S bis '600 S,gegen­

über den l;1enaionen bis zur Röhe von 80 % des Dezuges, den Rentnern als wesent .. 
liehe Begründung für ihre Forderung dient •• us diesem Grunde könnte ich seine 

ablehnende 14~inung nicht ~eilen. sondern müßte auoh nooh einmal auf die be"" 
~echtigte Forderung der Rentner hinweisen, die durch das .Beispiel der l'eDo­

a10nisten unabweislioh geworden ist. loh ersuc~ nochmals, alle Köglichkeiten 

zu überprüfen, damit auch die Rentner eine Abschlagszahlung erhalten. 
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1)1 eses 80hreiben hat der Herr .:Bundesministerfti:r Fihanzen nooh nioht be­
antwortet. toh hofte, daß sioh der Herr Bundesminister f'\lr 'inanzen jetzt 

nioht mehr d~n Forderungen der Rentner .. einsohU.eßlich der in Betraoht 
kommenden Rentner naoh dem Krieg8opferverso'rgUngsgeset~ und dem OpfeX'ftr­
sorgeg~setz sowi~ 4:.r Xleinrentner - wird v~r8chließen wollen. loh slaube, daß 

• - I , 

auoh von ihm die dringende Notwendigksi t ein er solchen Zahlung einge4iJehen 
w~rd und daß dieBe 1I1t seine~ ZUetimm.ung den Rentnern bald angewiesen werden 
kann. 

Soweit sich die Antrage mit einer Uberbraokungahilte rar die Empfänger 
von Leistungen aUB der allgemeinen JUr8o~ge besohäftigt, kann ich hiozu nicht 
Stellung nehmen. loh darf die Herren Abgeordneten diesbezüglich an den Herrn 
Bu.nde-tun:1n1st er für' Inneres verweisen. I 

Es war mir leider in der kurzen Zeit nicht möglich, die von den 
.Abgeordneten lCanduteoh und Genossen erwähnt e Einrichtung einer variablen 

~, ! • • f " 

T~~runglzul,age, wie siE! in SchWeden gtahandhabt werden soll. auf' ihre 4nwend-
- .. -. ( -

bark~it in Oater~ei.h hin «berprüfen z~ lassen. Die ~ezeichnung dieser Bin-
riohtung sprioht allerdings dafÜr, dass es sieh um eine ~rt "Automatik" 

"'--

handeln dUrfte. Grundsli.t zliah wäre da.z~ zu sagen, dass eine solche Einriohtung 
nur denn in e.t~rreich eingeführt we~den kannte, wenn man von dem Versicherung •• 

, pr~nzip in de~ Sozialversicherung' abgehen und s10h eiDer vom staat getragenen 
Volkapen8ioJ), zuwenden wollte. Nur denn, wenn Leistungen aus der SOzialver-

- I 

sicherung zumindest ihrer Höhe nach von den geleisteten Beiträgen unabhängig 
sind, köntite an eine solohe Einrichtung gedacht ~erden. Jetzt allerdings, 
wo erat das ~llgemeine Sozla.lversioberungsgesetz dem Versicherungsprinzip 
wieder zum Dutchbruohverhelfen soll. wUrde eine solohe iinricntung diesem 
irinzip gerede entgegenwirken. 

. \ 

.-
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